
 
Bereitschaftsdienst, Kurzpausenregelung,   
Anlagen 5a, 5b und 5c zu den AVR   
   
  
  
  
A. Bereitschaftsdienst  
  
1.  Die §§ 7 bis 9 der Anlage 5 zu den AVR erhalten folgende Fassung:  
  
„§ 7 Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft  
 
(1) Auf Anordnung des Dienstgebers haben die Mitarbeiter außerhalb der regel-  
mäßigen Arbeitszeit Dienstleistungen in der Form des Bereitschaftsdienstes oder  
der Rufbereitschaft zu erbringen.  
  
Der Dienstgeber darf Bereitschaftsdienst nur anordnen, wenn zu erwarten ist,  
dass zwar Arbeit anfällt, erfahrungsgemäß aber die Zeit ohne Arbeitsleistung ü-  
berwiegt. Eine Rufbereitschaft darf er nur anordnen, wenn innerhalb eines Zeit-  
raumes von sechs Kalendermonaten im Durchschnitt weniger Arbeit als zu einem  
Achtel der Zeit der Rufbereitschaft anfällt.  
  
(2) Bei Bereitschaftsdiensten ist der Mitarbeiter verpflichtet, sich außerhalb der  
regelmäßigen Arbeitszeit an einer vom Dienstgeber bestimmten Stelle aufzuhal-  
ten, um im Bedarfsfalle die Arbeit aufzunehmen. Als Bereitschaftsdienst gilt nicht  
das Wohnen im Bereich der Einrichtung.  
  
(3) Während der Rufbereitschaft hält sich der Mitarbeiter außerhalb der regelmä-  
ßigen Arbeitszeit an einem von ihm selbst gewählten Ort auf, an dem seine Er-  
reichbarkeit sichergestellt ist, um bei Abruf kurzfristig die Arbeit aufzunehmen. Als  
Rufbereitschaft gilt nicht das Wohnen im Bereich der Einrichtung.  
  
(4) Auf die Nachtarbeitsstunden in § 4 Abs. 2 der Anlage 14 zu den AVR werden  
Bereitschaftsdienste und Rufbereitschaften einschließlich der in der Rufbereit-  
schaft erbrachten Arbeitsleistung nicht angerechnet.  
  
(5) Zum Zwecke der Vergütungsberechnung wird die Zeit des Bereitschaftsdiens-  
tes einschließlich der geleisteten Arbeit mit 25 v.H. als Arbeitszeit gewertet und  
mit der Überstundenvergütung (§ 1 Abs. 3 Unterabs. 2 der Anlage 6a zu den  
AVR) vergütet.  
Die danach errechnete Arbeitszeit kann stattdessen bis zum Ende des dritten Ka-  
lendermonats durch entsprechende Freizeit abgegolten werden (Freizeitaus-  
gleich). Für den Freizeitausgleich ist eine angefangene halbe Stunde, die sich bei  
der Berechnung ergeben hat, auf eine halbe Stunde aufzurunden. Für die Zeit  
des Freizeitausgleichs werden die Dienstbezüge (Abschnitt II der Anlage 1 zu den  
AVR) und die in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen fortgezahlt.  
  
 



 
(6) Zum Zwecke der Vergütungsberechnung wird die Zeit der Rufbereitschaft mit  
12,5 v.H. als Arbeitszeit gewertet und mit der Überstundenvergütung (§ 1 Abs. 3  
Unterabs. 2 der Anlage 6a zu den AVR) vergütet.  
Für angefallene Arbeit einschließlich einer etwaigen Wegezeit wird daneben die  
Überstundenvergütung gezahlt. Für eine Heranziehung zur Arbeit außerhalb des  
 Aufenthaltsortes werden mindestens drei Stunden angesetzt. Wird der Mitarbeiter  
während der Rufbereitschaft mehrmals zur Arbeit herangezogen, wird die Stun-  
dengarantie nur einmal, und zwar für die kürzeste Inanspruchnahme, angesetzt.  
Überstundenvergütung für die sich nach Unterabsatz 2 ergebenden Stunden ent-  
fällt, soweit entsprechende Arbeitsbefreiung erteilt wird (Freizeitausgleich). Für  
den Freizeitausgleich gilt Absatz 2 Unterabs. 3 entsprechend.  
  
(7) Bei Mitarbeitern, die ständig zu Bereitschaftsdiensten bzw. Rufbereitschaften  
herangezogen werden, kann ein Ausgleich durch eine pauschale Abgeltung erfol-  
gen. Die pauschale Abgeltung kann sowohl als zusätzliche Freizeit wie auch als  
zusätzliche Vergütung gewährt werden. Die Höhe der pauschalen Abgeltung soll  
grundsätzlich der Einzelberechnung der durchschnittlich in den Kalendermonaten  
für den Mitarbeiter anfallenden Bereitschaftsdienste bzw. Rufbereitschaften ent-  
sprechen.  
  
 
 
 
 
§ 8 Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft in Krankenhäusern und Heimen  
(1) Abweichend von § 7 gilt diese Bestimmung für Mitarbeiter in   
a) Krankenhäusern, Heil-, Pflege- und Entbindungseinrichtungen,   
b) medizinischen Instituten von Kranken-, Heil- und Pflegeeinrichtungen,   
c) sonstigen Einrichtungen und Heimen, in denen die betreuten Personen in ärzt-  
licher Behandlung stehen, und in Altenpflegeheimen und Pflegebereichen in Al-  
tenheimen oder   
d) Einrichtungen und Heimen, die der Förderung der Gesundheit, der Erziehung,  
Fürsorge oder Betreuung von Kindern und Jugendlichen, der Fürsorge oder  
Betreuung von obdachlosen, alten, gebrechlichen, erwerbsbeschränkten oder  
sonstigen hilfsbedürftigen Personen dienen, auch wenn diese Einrichtungen nicht  
der ärztlichen Behandlung der betreuten Personen dienen.  
  
(2) Bereitschaftsdienst leisten Mitarbeiter, die sich auf Anordnung des Dienstge-  
bers außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit an einer vom Dienstgeber bestimm-  
ten Stelle aufhalten, um im Bedarfsfall die Arbeit aufzunehmen. Der Dienstgeber  
darf Bereitschaftsdienst nur anordnen, wenn zu erwarten ist, dass zwar Arbeit an-  
fällt, erfahrungsgemäß aber die Zeit ohne Arbeitsleistung überwiegt.  
  
(3) Abweichend von den §§ 3, 5 und 6 Abs. 2 ArbZG kann im Rahmen des § 7  
 ArbZG aufgrund einer Dienstvereinbarung die tägliche Arbeitszeit im Sinne  
 des Arbeitszeitgesetzes über acht Stunden hinaus verlängert werden, wenn min-  
 destens die acht Stunden überschreitende Zeit im Rahmen von Bereitschafts-  
 dienst geleistet wird, und zwar wie folgt:  



  
a) bei Bereitschaftsdiensten der Stufe A und B bis zu insgesamt maximal 16  
Stunden täglich, die gesetzlich vorgesehene Pause verlängert diesen Zeit-  
raum nicht,  
  
b) bei Bereitschaftsdiensten der Stufen C und D bis zu insgesamt maximal 13  
Stunden täglich; die gesetzlich vorgeschriebene Pause verlängert diesen Zeit-  
raum nicht.  
  
(4) Im Rahmen des § 7 ArbZG kann unter den Voraussetzungen  
 
a) einer Prüfung alternativer Arbeitszeitmodelle,   
b) einer Belastungsanalyse gemäß § 5 ArbSchG und  
c) ggf. daraus resultierender Maßnahmen zur Gewährleistung des 
Gesundheitsschutzes  
  
aufgrund einer Dienstvereinbarung von den Regelungen des Arbeitszeitgesetzes 
abgewichen werden. Abweichend von den §§ 3, 5 und 6 Abs. 2 ArbZG kann die 
tägliche Arbeitszeit im Sinne des Arbeitszeitgesetzes über acht Stunden hinaus 
verlängert werden, wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfang 
Bereitschaftsdienst fällt. Hierbei darf die tägliche Arbeitszeit ausschließlich der 
Pausen maximal 24 Stunden betragen.  
  
(5) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 4 Satz 1 kann die tägliche Arbeitszeit 
gemäß § 7 Abs. 2a ArbZG ohne Ausgleich verlängert werden, wobei  
  
(a) bei Bereitschaftsdiensten der Stufen A und B eine wöchentliche Arbeitszeit von 
bis zu maximal durchschnittlich 58 Stunden,   
  
(b) bei Bereitschaftsdiensten der Stufen C und D eine wöchentliche Arbeitszeit von 
bis zu maximal durchschnittlich 54 Stunden zulässig ist.   
  
Die Arbeitszeit darf nur verlängert werden, wenn der Mitarbeiter schriftlich eingewilligt 
hat. Er kann die Einwilligung mit einer Frist von sechs Monaten schriftlich widerrufen. 
Der Dienstgeber darf einen Mitarbeiter nicht benachteiligen, weil dieser die 
Einwilligung zur Verlängerung der Arbeitszeit nicht erklärt oder die Einwilligung 
widerrufen hat.  
  
(6) Für den Ausgleichszeitraum nach den Absätzen 3 bis 5 gilt ein Zeitraum von bis 
zu einem Jahr.  
       
(7) Rufbereitschaft leisten Mitarbeiter, die sich außerhalb der regelmäßigen 
Arbeitszeit an einem von ihnen selbst gewählten Ort aufhalten, an dem ihre 
Erreichbarkeit sichergestellt ist, um bei Abruf kurzfristig die Arbeit aufzunehmen. Der 
Dienstgeber darf Rufbereitschaft nur anordnen, wenn erfahrungsgemäß lediglich in 
Ausnahmefällen Arbeit anfällt.  
Durch tatsächliche Arbeitsleistung innerhalb der Rufbereitschaft kann die tägliche 
Höchstarbeitszeit von zehn Stunden (§ 3 ArbZG) überschritten werden (§ 7 ArbZG).  
  



 
(8) Aus dringenden dienstlichen Gründen kann auf der Grundlage einer  
Dienstvereinbarung im Rahmen des § 7 Abs. 1, 2 und des § 12 ArbZG  von den 
Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes abgewichen werden. In vollkontinuierlichen 
Schichtbetrieben kann an Sonn- und Feiertagen die tägliche Arbeitszeit auf bis zu 
zwölf Stunden verlängert werden, wenn dadurch zusätzliche freie Schichten an Sonn- 
und Feiertagen erreicht werden.  
  
(9) Für Mitarbeiter gemäß Absatz 1 Buchstabe (d) gelten die Absätze 2 bis 9 mit der 
Maßgabe, dass die Grenzen für die Stufen A und B einzuhalten sind. Dazu gehören 
auch die Beschäftigten in Einrichtungen, in denen die betreuten Personen nicht 
regelmäßig ärztlich behandelt und beaufsichtigt werden (Erholungsheime). Fürdie 
Ärzte in diesen Einrichtungen gelten die Absätze 2 bis 9 ohne Einschränkungen.   
  
 
 
 
§ 9 Bereitschaftsdienst- und Rufbereitschaftsentgelt in Krankenhäusern und  
Heimen  
  
(1) Zum Zwecke der Entgeltberechnung der unter § 8 Absatz 1 Buchstabe (a) bis  
(c) fallenden Mitarbeiter wird die Zeit des Bereitschaftsdienstes einschließlich der  
geleisteten Arbeit wie folgt als Arbeitszeit gewertet:  
  
a) Nach dem Maß während des Bereitschaftsdienstes erfahrungsgemäß durch-  
schnittlich anfallender Arbeitsleistungen wird die Zeit des Bereitschaftsdienstes  
wie folgt als Arbeitszeit gewertet:  
 
 Stufe   Arbeitsleistung innerhalb des  Bewertung als  
    Bereitschaftsdienstes   Arbeitszeit  
  
 A    0 bis 10 v.H.          15 v.H.  
 B    mehr als 10 bis 25 v.H.      25 v.H.  
 C    mehr als 25 bis 40 v.H.      40 v.H.  
 D   mehr als 40 bis 49 v.H.     55 v.H.  
  
b) Entsprechend der Zahl der vom Mitarbeiter je Kalendermonat abgeleisteten  
Bereitschaftsdienste wird die Zeit eines jeden Bereitschaftsdienstes zusätzlich wie  
folgt als Arbeitszeit gewertet:  
  
Zahl der Bereitschaftsdienste im Kalendermonat  Bewertung als Arbeitszeit  
  
 1. bis 8. Bereitschaftsdienst      25 v.H.  
 9. bis 12. Bereitschaftsdienst     35 v.H.  
 13. und folgende Bereitschaftsdienste       45 v.H.  
  
c) Die Zuweisung zu den einzelnen Stufen des Bereitschaftsdienstes erfolgt durch  
die Einrichtungsleitung und die Mitarbeitervertretung.  
  



 
 
(2) Zum Zwecke der Entgeltberechnung der unter § 8 Absatz 1 Buchstabe (d) fal-  
lenden Mitarbeiter wird die Zeit des Bereitschaftsdienstes einschließlich der ge-  
leisteten Arbeit mit 25 v.H. als Arbeitszeit bewertet. Leistet der Mitarbeiter in ei-  
nem Kalendermonat mehr als acht Bereitschaftsdienste, wird die Zeit eines jeden  
über acht Bereitschaftsdienste hinausgehenden Bereitschaftsdienstes zusätzlich  
mit 15 v.H. als Arbeitszeit gewertet.  
  
(3) Für die nach Absatz 1 und Absatz 2 errechnete Arbeitszeit wird die Überstun-  
denvergütung nach § 1 Abs. 3 Unterabs. 2 der Anlage 6a zu den AVR bezahlt.  
Für die Zeit des Bereitschaftsdienstes einschließlich der geleisteten Arbeit und für  
die Zeit der Rufbereitschaft werden Zeitzuschläge nicht gezahlt.  
  
(4) Die nach Absatz 1 und Absatz 2 errechnete Arbeitszeit kann auch durch ent-  
sprechende Freizeit abgegolten werden. Für den Freizeitausgleich ist eine ange-  
fangene halbe Stunde, die sich bei der Berechnung ergeben hat, auf eine halbe  
  
Stunde aufzurunden. Für die Zeit des Freizeitausgleichs werden die Dienstbezü-  
ge (Abschnitt II der Anlage 1 zu den AVR) und die in Monatsbeträgen festgeleg-  
ten Zulagen fortgezahlt.  
  
(5) Zum Zwecke der Vergütungsberechnung wird die Zeit der Rufbereitschaft mit  
12,5 v.H. als Arbeitszeit gewertet und mit der Überstundenvergütung nach § 1  
Abs. 3 Unterabs. 2 der Anlage 6a zu den AVR vergütet.  
Für anfallende Arbeit einschließlich einer etwaigen Wegezeit wird daneben die  
Überstundenvergütung (§ 1 Abs. 3 Unterabs. 2 der Anlage 6a zu den AVR) ge-  
zahlt. Für eine Heranziehung zur Arbeit außerhalb des Aufenthaltsortes werden  
mindestens drei Stunden angesetzt. Wird der Mitarbeiter während der Rufbereit-  
schaft mehrmals zur Arbeit herangezogen, wird die Stundengarantie nur einmal,  
und zwar für die kürzeste Inanspruchnahme, angesetzt.  
Die Überstundenvergütung für die sich nach Unterabsatz 2 ergebenden Stunden  
entfällt, soweit entsprechende Arbeitsbefreiung erteilt wird (Freizeitausgleich). Für  
Freizeitausgleich gilt Absatz 4 entsprechend.  
  
(7) Ein Ausgleich für Bereitschaftsdienste und Rufbereitschaften kann entspre-  
chend der Regelung des § 7 Absatz 7 durch pauschale Abgeltung vorgenommen  
werden.  
  
2. Die Änderungen treten zum 1. November 2006 in Kraft.“  
  
 
 
 
 
 
 
 
 



 
  
B.  Verlängerung der Kurzpausenregelung sowie der Anlagen 5a, 5b und 5c  
zu den AVR in der Fassung vom 31.12.2005  
  
1. „In § 1 Abs. 7, 2. Unterabs. Satz 1 der Anlage 5 zu den AVR werden die Wor-  
te „mit Geltung bis zum 31. Dezember 2005“ gestrichen.  
  
2. Die Anlage 5a zu den AVR in der Fassung vom 31.12. 2005 wird in Kraft ge-  
setzt. In § 1 Satz 1 der Anlage 5a  werden die Worte „vom 1.Januar 1994 bis  
zum 31. Dezember 2005“ gestrichen.  
  
3. Die Anlage 5b zu den AVR in der Fassung vom 31.12.2005 wird in Kraft ge-  
setzt. In § 1 der Anlage 5b werden die Worte „Diese Regelung gilt vom 01.  
Januar 1998 bis zum 31. Dezember 2005“ durch die Worte „Diese Regelung  
gilt ab dem 01. November 2006.“ ersetzt.  
  
4. Die Anlage 5 c zu den AVR in der Fassung vom 31.12.2005 wird in Kraft ge-  
setzt. In § 1 Satz 1 der Anlage 5c wird Satz 1 gestrichen und durch folgende  
Formulierung ersetzt: „Diese Regelung gilt für Dienstvertragsänderungen die  
ab dem 01. April 2001 abgeschlossen werden.“  
  
5.  Die Änderungen treten zum 1. November 2006 in Kraft.“  
  
 


